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Vaterschafts- und Unterhaltsklage
Sachverhalt

Eine nicht verheiratete chinesische Asylbewerberin (Verfahren hängig) hat in der Schweiz eine Tochter geboren. Die Beiständin (Art. 308Abs. 2/309 ZGB) erfährt bei der Befragung der Mutter, dass sie seit ihrer Flucht zum Vater des Kindes keinen Kontakt mehr hat. Sie kennt weder sein Geburtsdatum noch seinen derzeitigen Aufenthalt. 
Die Beiständin erkundigt sich, über welche Informationen sie verfügen müsse, um beim Gericht eine Vaterschafts- und Unterhaltsklage einzureichen und welche Nachforschungen von ihr verlangt werden können.
Erwägungen

Das Kind nicht verheirateter Eltern hat Anspruch auf Feststellung des Kindesverhältnisses zum Vater (BGE 121 III 4), unabhängig davon, ob er auch zu Unterhaltsleistungen verpflichtet werden kann Hegnauer, Grundriss des Kindesrechts, 5. Aufl. N 27.30).

Die Mutter trifft gestützt auf Art. 272 ZGB eine Mitwirkungspflicht; sie hat insbesondere dem Beistand die nötigen Angaben zur Feststellung von Identität und Aufenthaltsort des mutmasslichen Vaters zu machen Grundriss a.a.O).

Im vorliegenden Fall scheint sie mindestens den Namen und den Aufenthaltsort vor ihrer Flucht in die Schweiz zu kennen. Hier müssten entsprechende Nachforschungen einsetzen, sei es am Ort selber oder über die zuständige Botschaft.

Für eine Vaterschaftsklage genügen ein Name und eine Adresse, auch wenn es sich dann herausstellen sollte, dass sich der Betreffende in der Zwischenzeit nicht mehr an diesem Ort aufhält. 

Das Gericht wird die Einladung zur Gerichtsverhandlung auf dem diplomatischen Weg zustellen. Dabei ist davon auszugehen, dass der Geladene in den meisten Fällen nicht erscheint, worauf eine zweite Vorladung ergeht mit dem Hinweis, dass bei Nichterscheinen das Gericht das Urteil dennoch erlässt wenn die Vaterschaftsvermutung nach Art. 262 ZGB erstellt ist. Nähere Auskunft über den Ablauf des Verfahrens gibt die kantonale Zivilprozessordnung.
Schlussfolgerungen

Ein Name und eine Adresse genügen grundsätzlich; wenn es ohne allzu grossen Aufwand z.B. über die zuständige Botschaft) möglich ist, den Aufenthaltsort mit Sicherheit festzustellen, beschleunigt dies das Verfahren.

Niederrohrdorf, 14. September 2004

Christoph Häfeli

[image: image1.png]Beratungsantwort VSAV

040914Obhutsentzug

